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Seit mehr als 100 Jahren
bemühen sich Staatsmänner ge-
zielt darum, durch  Vereinba-
rungen und Konventionen das
Kulturerbe ihres Volkes vor
Plünderung und Zerstörung
durch Kriege zu bewahren.
Als ersten Erfolg dieser
Bemühungen ist die große Frie-
denskonferenz von Den Haag
im Jahre 1899 zu werten. Da-
mals wurde ein „Abkommen,
betreffend die Gesetze und Ge-
bräuche des Landkrieges“ unter-
zeichnet, in dem verbindliche
Regelungen zum Kulturgüter-
schutz festgeschrieben wurden.

Leider war diese Konferenz
nicht der Start in eine Welt oh-
ne Krieg und Zerstörung.
Heute erinnert in unserem
Land kaum mehr als eine Son-
derbriefmarke „100 JAHRE ER-
STE HAAGER FRIEDENS-
KONFERENZ“ an das damals
herausragende Ereignis.
55 Jahre später fand zum glei-
chen Thema wieder eine Konfe-
renz in Den Haag statt.
Vor dem Hintergrund zweier
Weltkriege verabschiedeten die
Delegationen das „Haager Ab-
kommen vom 14. Mai 1954 für
den Schutz von Kulturgut bei
bewaffneten Konflikten“ als
Konvention mit damals 36 Arti-

keln, Ausführungsbestimmun-
gen und Protokoll.
Die Bundesrepublik Deutsch-
land ratifizierte die Konvention
im Jahre 1967.
Das Gesetz vom 11. April 1967
zu der Konvention zum Schutz
von Kulturgut bei bewaffneten
Konflikten weist dem damali-
gen Bundesamt für Zivilschutz
die Aufgabe zu, den Wortlaut
der Konvention und ihrer Aus-
führungsbestimmungen zu ver-
breiten.
Mit der vorliegenden 5. überar-
beiteten Auflage der Broschüre
wird diese Arbeit durch das
Bundesamt für Bevölkerungs-
schutz und Katastrophenhilfe
fortgeführt.
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Mehr als 100 Jahre Haager Konventionen zum
Schutz von Kulturgut bei bewaffneten Konflikten

Kulturguttext_2005.qxp  11.05.2005  15:14  Seite 5



In den letzten Jahren hat welt-
weit spürbar, ein Umdenken
über den Schutz von Kulturgut
eingesetzt. Zerstörungen verur-
sachen internationale Proteste,
Aufrufe zum Erhalt oder zum
Wiederaufbau von Kulturgütern
finden grenzüberschreitend
Gehör und der Forderung, das
Erbe der Menschheit den Erben
zu erhalten, schließen sich im-
mer mehr Menschen an.

Im März 1999 wurde, wiederum
in Den Haag, im Konsens ein
„Zweites Protokoll zur Haager
Konvention von 1954“ ange-
nommen und am 100. Jahrestag
der Eröffnung der ersten Haager
Friedenskonferenz gezeichnet.
Mit dem Inkrafttreten wird in
den nächsten Jahren gerechnet,
wenn mindestens 20 Ratifikatio-
nen erfolgt sind.

Kernpunkte dieses Protokolls
sind die eindeutigere Klassifizie-
rung von Kulturgut, die höhere
Notwendigkeit  Schutzzeichen
anzubringen und die verbesser-
ten Möglichkeiten der straf-
rechtlichen Verfolgung von Ver-
stößen gegen die Konvention.

So wurde nach 100 Jahren zum
Schutz von Kulturgut bei be-
waffneten Konflikten ein weite-
res wichtiges Signal gesetzt.
Dies als Verpflichtung für die
Zukunft zu sehen, dazu soll die-
se Broschüre mit beitragen.

Bonn, im Jahre 2004

6

Kulturguttext_2005.qxp  11.05.2005  15:14  Seite 6



7

Praktizierter 
Kulturgutschutz 
in Deutschland

Ein Zeichen für das 
kulturelle Erbe unseres

Volkes

Aufmerksame Spaziergänger
werden immer häufiger an meist
historischen Gebäuden ein
Schild mit einer etwas außerge-
wöhnlichen Form entdecken.
Das Schild ist nach unten hin
mit einer Spitze versehen und
hat eine blau-weiße Farbgebung.
Mit einem derartigem Schild
versehen handelt es sich immer
um die Kennzeichnung eines
Kulturgutes.

Was in Bayern (nicht wegen
der Farbgebung) und Rhein-
land-Pfalz schon seit Jahren
praktiziert wird, soll in den
nächsten Monaten bundesweit
vollzogen werden.

Die Kennzeichnung von Kul-
turgütern wird auf der Basis der
Haager Konvention zum Schutz
von Kulturgut bei bewaffneten
Konflikten vom 14. Mai 1954
durchgeführt. Damals wurde
vom 21. April bis 14. Mai 1954
von der UNESCO in Den Haag
eine Konferenz zur Ausarbei-
tung eines Kulturschutzabkom-
mens einberufen. Die aus dieser
Konferenz resultierende Kon-
vention wurde damals von den
meisten der 56 Teilnehmerstaa-

ten unterzeichnet. Inzwischen
sind mehr als 90 Staaten der
Haager Konvention beigetreten.

Bei Kulturgut im Sinne der
Konvention handelt es sich um
bewegliches und unbewegliches
Gut, das für das kulturelle Erbe
eines jeden Volkes von größter
Bedeutung ist. Dieses kulturelle
Erbe können Baudenkmäler
und archäologische Stätten,
Kunstwerke aller Epochen,
Schöpfungen und Werke der
Dichter, Denker, Komponisten
und Wissenschaftler sowie alle
schriftlichen Überlieferungen
sein.

Neben den gekennzeichneten
Baudenkmälern kann sich das
Kulturgutschutzzeichen auch
an Museen, Bibliotheken und
Archiven sowie an den Ber-
gungsorten für bewegliches Kul-
turgut befinden.

Durch die Kenntlichmachung
wird quasi als Nebenprodukt
dem Bürger die kulturelle Ge-

Gebäude mit einfachem Schutzzeichen
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wichtigkeit eines Objektes nahe-
gebracht. Kulturgutschutz rich-
tig verstanden, lässt den Unter-
schied zum Denkmalschutz be-
greifen.

Kulturgut in den Archiven

Die in den Archiven verwahr-
ten schriftlichen Überlieferun-
gen der Institutionen des „Alten
Reiches“ und seiner Territorien,
der Klöster und Reichsstädte,
der Regierungs- und Verwal-
tungsstellen des 19. Jahrhun-
derts, der Weimarer Republik,
des „Dritten Reiches“ und der
Nachkriegszeit dokumentieren
ebenso wie das Archivgut der
Parteien, Verbände und Vereini-
gungen kontinuierlich die Ge-
schichte des deutschen Volkes.
Hinzu kommen die archivierten
Korrespondenzen von Persön-
lichkeiten aus allen gesellschaft-
lichen Wirkungskreisen.

Im Gegensatz zu schriftlichen
Zeugnissen unserer Kultur und
unserer Geschichte, die in
mehrfach vorhandenen Druck-
werken verbreitet sind, handelt
es sich bei Archivgut um nur in
einem einzigen Exemplar vor-
handene Originale, also um
Unikate.

Die Vernichtung dieser Archi-
valien durch Katastrophen oder
bewaffnete Konflikte würde ei-
nen unwiederbringlichen Ver-
lust bedeuten.

Aus diesem Grunde ist die Si-
cherungsverfilmung von Archi-
valien eine technisch wie wirt-

schaftlich vertretbare Alternati-
ve, um große Mengen von Ar-
chivgut zu sichern.

Seit 1961 werden die Archiva-
lien des Bundes und der Länder
zu Sicherungszwecken mikro-
verfilmt. Die Verfilmung ist eine
Bundesaufgabe im Rahmen des
Zivilschutzes, die der Bund
selbst und die Länder im Auf-
trag des Bundes ausführen. In
Verfilmungsstellen, die beim
Bundesarchiv, beim Geheimen
Staatsarchiv und bei bestimm-
ten Landesarchiven eingerichtet
worden sind, werden die Archi-
valien nach bundeseinheitlich
genau definierten Auswahlkrite-
rien durch Fachpersonal auf
Mikrofilm sicherungsverfilmt.

Unter den mittlerweile über
600 Millionen Aufnahmen be-
finden sich beispielsweise fol-
gende Archivalien: die Krö-
nungsurkunde Ottos d. Gr. von
936, die „Goldene Bulle“ von
1356, die Bannandrohungsbulle
von Papst Leo X gegen Martin
Luther vom 15. Juni 1520, die
Baupläne des Kölner Doms
oder der Vertragstext des West-
fälischen Friedens nach dem
Dreißigjährigen Krieg vom 24.
Oktober 1648

Das Geheimnis im 
Hörnegrund

In der Nähe von Freiburg im
Breisgau liegt die Schwarzwald-
gemeinde Oberried. In deren
Gemeindegebiet befindet sich
im sogenannten Hörnegrund,
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lange Jahre unter höchster Ge-
heimhaltung, das wichtigste
Glied im System der Siche-
rungsverfilmung von Archivali-
en, der Barbarastollen. Aus dem
Untersuchungsstollen eines ehe-
maligen Silberbergwerkes wur-
de, nach Ausbaumaßnahmen,
„Der zentrale Bergungsort der
Bundesrepublik Deutschland“.

Dort werden die Mikrofilme
mit den Aufnahmen der Archi-
valien endgültig eingelagert.
Der Barbarastollen steht als ein-
ziges Kulturgutschutz-Objekt in
der Bundesrepublik Deutsch-
land unter Sonderschutz nach
den Regeln der Haager Konven-
tion. Dies wird durch das drei-
fach angeordnete Kulturgut-
schutzzeichen am Stollenein-
gang kenntlich gemacht. 

Bereits 1978 wurde der Barba-
rastollen in das Internationale
Register der Objekte unter Son-
derschutz bei der UNESCO
eingetragen.

Der Hauptstollen führt 680
Meter durch Gneis und Granit
in das Innere des „Schauins-
land“. In zwei, am Ende des
Hauptstollens seitlich angeleg-
ten Lagerstollen, werden die Mi-
krofilme in zur Zeit ca. 1.300
Spezialbehältern aus V-2-A-
Edelstahl luftdicht eingelagert.
Die mit bis zu 16 Filmrollen be-
füllten  Behälter wiegen, pro
Behälter; ca. 122 kg. In jedem
dieser Behälter lagern bis zu
24.320 m Sicherungsfilm.

Durch die besondere Einlage-
rungstechnik und die relativ

gleichbleibenden Temperatur
von 10°C, die in den Lagerstol-
len herrscht, ist das Filmmateri-
al für mindestens 500 Jahre oh-
ne Informationsverlust lager-
fähig.

Der Eingang zum Barbarastollen bei Oberried.
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2) Zum Zivilschutz gehören ins-
besondere

1. der Selbstschutz,
2. die Warnung der 

Bevölkerung,
3. der Schutzbau,
4. die Aufenthaltsregelung,
5. der Katastrophenschutz

nach Maßgabe des § 11,
6. Maßnahmen zum Schutz der

Gesundheit,
7. Maßnahmen zum Schutz

von Kulturgut.

§ 19
Kulturgutschutz

Die Maßnahmen zum Schutz
von Kulturgut richten sich nach
dem Gesetz zu der Konvention
vom 14. Mai 1954 zum Schutz
von Kulturgut bei bewaffneten
Konflikten (BGBl. 1967 II. S.
1233), geändert durch Artikel I
des Gesetzes vom 10. August
1971 (BGBl. II S. 1025).

Veröffentlicht im Bundesgesetz-
blatt Jahrgang 1997 Teil I Nr.
21, ausgegeben zu Bonn am 3.
April 1997.

- einige Auszüge -

§ 1
Aufgaben des Zivilschutzes

1) Aufgabe des Zivilschutzes ist
es, durch nichtmilitärische
Maßnahmen die Bevölkerung,
ihre Wohnungen und Arbeits-
stätten, lebens- oder verteidi-
gungswichtige zivile Dienst-
stellen, Betriebe, Einrichtungen
und Anlagen sowie das Kultur-
gut vor Kriegseinwirkungen zu
schützen und deren Folgen zu
beseitigen oder zu mildern.
Behördliche Maßnahmen er-
gänzen die Selbsthilfe der Be-
völkerung.

Gesetz zur Neuordnung
des Zivilschutzes 

(Zivilschutzneuordnungsgesetz – ZSNeuOG)
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sätzen 2 bis 6 etwas anderes be-
stimmt ist. Der Bundesminister
des Innern übt in seinem Auf-
gabenbereich die Befugnisse
aus, die der Bundesregierung
nach Artikel 85 Abs. 4 des
Grundgesetzes zustehen. Er
kann diese Befugnisse sowie sei-
ne Weisungsbefugnisse nach Ar-
tikel 85 Abs. 3 des Grund-
gesetzes ganz oder teilweise auf
das Bundesamt für Zivilschutz
übertragen. Allgemeine Verwal-
tungsvorschriften erläßt der
Bundesminister des Innern mit
Zustimmung des Bundesrates.

(2.) Der Bundesminister des
Auswärtigen ist zuständig in al-
len Fällen, in denen nach der
Konvention und ihren Ausfüh-
rungsbestimmungen die Ver-
tragspartei Bundesrepublik
Deutschland mit auswärtigen
Stellen in Verbindung tritt, so-
wie für die Benennungen und
Ernennungen nach Kapitel I
der Ausführungsbestimmungen.

(unter Berücksichtigung des am
14. August 1971 in Kraft getre-
tenen Änderungsgesetzes vom
10. Aug. 1971) - BGBl. II 1967 S.
1233 und 1971 S. 1025 

Der Bundestag hat mit Zustim-
mung des Bundesrates das fol-
gende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Der in Den Haag am 14. Mai
1954 von der Bundesrepublik
Deutschland unterzeichneten
Konvention zum Schutz von
Kulturgut bei bewaffneten Kon-
flikten nebst Protokoll wird zu-
gestimmt. Die Konvention und
das Protokoll werden nachste-
hend veröffentlicht.

Artikel 2

(1.) Die Länder führen dieses
Gesetz im Auftrag des Bundes
aus, soweit nicht in den Ab-

Gesetz vom 11. April 1967
zu der Konvention 

zum Schutz von Kulturgut 
bei bewaffneten Konflikten

vom 14. Mai 1954
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(3.) Der Bundesminister des In-
nern ist zuständig für

a) die Ausgabe von Ausweisen
und Armbinden nach Artikel 21
der Ausführungsbestimmungen
für das in Artikel 17 Abs. 2
Buchstabe b der Konvention ge-
nannte Personal,

b) die Transporte nach Kapitel
III der Konvention und Kapitel
III der Ausführungsbestimmun-
gen; hierbei ist das Ein-
vernehmen des Bundesministers
der Verteidigung erforderlich.

(4.) Der Bundesminister der Ver-
teidigung ist zuständig für

a) alle Bestimmungen der Kon-
vention und ihrer Ausführungs-
bestimmungen, soweit sie von
den Streitkräften durchzuführen
sind,

b) die Verbreitung des Wort-
lautes der Konvention und ihrer
Ausführungsbestimmungen in
der Bundeswehr.

(5.) Das Bundesamt für Zivil-
schutz ist zuständig für die Ver-
breitung des Wortlautes der
Konvention und ihrer Ausfüh-
rungsbestimmungen nach Arti-
kel 25 der Konvention, soweit
sie nicht nach Absatz 4 Buch-
stabe b erfolgt.

(6.) Die Ausführung des Artikels
5 der Konvention und des Pro-
tokolls wird besonders geregelt.

Artikel 3

Dieses Gesetz gilt auch im Land
Berlin, sofern das Land Berlin
die Anwendung dieses  Gesetzes
feststellt, wobei die Rechte und
die Verantwortlichkeiten der al-
liierten Behörden, vor allem die
ihnen zustehenden Befugnisse
hinsichtlich der Aufrechterhal-
tung der Sicherheit von Berlin
und insbesondere auf militäri-
schem Gebiet, unberührt blei-
ben.

Artikel 4

(1.) Dieses Gesetz tritt mit Aus-
nahme des Artikels 2 am Tage
nach seiner Verkündung in
Kraft; Artikel 2 tritt an dem Ta-
ge in Kraft, an dem die Kon-
vention für die Bundesrepublik
Deutschland in Kraft tritt.

(2.) Der Tag, an dem die Kon-
vention nach ihrem Artikel 33
Abs. 2 und das Protokoll nach
III Ziffer 10 Buchstabe b für die
Bundesrepublik Deutschland in
Kraft treten, ist im Bundes-
gesetzblatt bekanntzugeben.
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Die Hohen Vertragsparteien - 

in der Erkenntnis,  
daß während der letzten bewaff-
neten Konflikte das Kulturgut
ernsten Schaden gelitten hat
und infolge der Entwicklung
der Kriegstechnik in zunehmen-
dem Maße der Vernich-
tungsgefahr ausgesetzt ist;

in der Überzeugung,
daß jede Schädigung von Kul-
turgut, gleichgültig welchem
Volke es gehört, eine Schädi-
gung des kulturellen Erbes der
ganzen Menschheit bedeutet,
weil jedes Volk seinen Beitrag
zur Kultur der Welt leistet;

in der Erwägung, 
daß die Erhaltung des kulturel-
len Erbes für alle Völker der
Welt von großer Bedeutung ist
und daß es wesentlich ist, dieses
Erbe unter internationalen
Schutz zu stellen;

geleitet  
von den Grundsätzen für den
Schutz des Kulturguts bei be-
waffneten Konflikten, die in den
Haager Abkommen von 1899
und 1907 und im Washingtoner

Vertrag vom 15. April 1935 nie-
dergelegt wurden;

in der Erwägung, 
daß dieser Schutz nur dann
wirksam sein kann, wenn so-
wohl nationale als auch interna-
tionale Maßnahmen ergriffen
werden, um ihn schon in
Friedenszeiten zu organisieren;

entschlossen,  
alle zum Schutz des Kulturguts
möglichen Maßnahmen zu tref-
fen

- sind wie folgt übereingekom-
men:

13

Konvention zum Schutz 
von Kulturgut 

bei bewaffneten Konflikten
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KAPITEL I

Allgemeine 
Schutzbestimmungen

Artikel 1
Begriffsbestimmung 

des Kulturguts

Kulturgut im Sinne dieser Kon-
vention sind, ohne Rücksicht
auf Herkunft oder Eigentums-
verhältnisse:

a) Bewegliches oder unbewegli-
ches Gut, daß für das kulturelle
Erbe aller Völker von großer Be-
deutung ist, wie z.B. Bau-,
Kunst- oder geschichtliche
Denkmäler religiöser oder welt-
licher Art, archäologische Stät-
ten, Gebäudegruppen, die als
Ganzes von historischem oder
künstlerischem Interesse sind,
Kunstwerke, Manuskripte, Bü-
cher und andere Gegenstände
von künstlerischem, histori
schem oder archäologischem
Interesse sowie wissenschaftli-
che Sammlungen und bedeu-
tende Sammlungen von Bü-
chern, Archivalien oder Repro-
duktionen des oben bezeichne-
ten Kulturguts;

b) Baulichkeiten, die in der
Hauptsache und tatsächlich der

14

Erhaltung oder Ausstellung des
unter a) bezeichneten bewegli-
chen Gutes dienen, wie z.B.
Museen, größere Bibliotheken,
Archive sowie Bergungsorte, in
denen im Falle bewaffneter
Konflikte das unter a) bezeich-
nete bewegliche Kulturgut in Si-
cherheit gebracht werden soll;

c) Orte, die in beträchtlichem
Umfange Kulturgut im Sinne
der Unterabsätze a) und b) auf-
weisen und als Denkmalorte be-
zeichnet sind.

Artikel 2
Schutz des Kulturguts

Der Schutz des Kulturguts im
Sinne dieser Konvention um-
faßt die Sicherung und Respek-
tierung solchen Gutes.

Artikel 3
Sicherung des Kulturguts

Die Hohen Vertragsparteien
verpflichten sich, schon in Frie-
denszeiten die Sicherung des
auf ihrem Gebiet befindlichen
Kulturguts gegen die absehba-
ren Folgen eines bewaffneten
Konflikts vorzubereiten, indem
sie alle Maßnahmen treffen, die
sie für geeignet erachten.
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gerichteten feindseligen Hand-
lungen Abstand nehmen.

2. Die im Absatz 1 dieses Arti-
kels erwähnten Verpflichtungen
sind nur in denjenigen Fällen
nicht bindend, in denen die mi-
litärische Notwendigkeit dies
zwingend erfordert.

3. Die Hohen Vertragsparteien
verpflichten sich ferner, jede Art
von Diebstahl, Plünderung oder
anderer widerrechtlicher Inbe-
sitznahme von Kulturgut sowie
jede sinnlose Zerstörung sol-
chen Gutes zu verbieten, zu ver-
hindern und nötigenfalls zu un-
terbinden. Sie nehmen davon

15

Artikel 4
Respektierung des 

Kulturguts

1. Die Hohen Vertragsparteien
verpflichten sich, das auf ihrem
eigenen Gebiet oder auf dem
Gebiet anderer Hoher Vertrags-
parteien befindliche Kulturgut
zu respektieren, indem sie es
unterlassen, dieses Gut und sei-
ne unmittelbare Umgebung so-
wie die zu seinem Schutz be-
stimmten Einrichtungen für
Zwecke zu benutzen, die es im
Falle bewaffneter Konflikte der
Vernichtung oder Beschädigung
aussetzen könnten, und indem
sie von allen gegen dieses Gut

Die Völklinger Hütte wurde 1994 durch die UNESCO als Weltkulturerbe eingestuft.
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Abstand, bewegliches Kultur-
gut, das sich auf dem Hoheits-
gebiet einer anderen Hohen Ver-
tragspartei befindet, zu be-
schlagnahmen.

4. Sie enthalten sich jeder Re-
pressalie gegenüber Kulturgut.

5. Keine Hohe Vertragspartei
kann sich den ihr nach diesem
Artikel obliegenden Verpflich-
tungen gegenüber einer anderen
Hohen Vertragspartei mit der
Begründung entziehen, daß
letztere die in Artikel 3 ge-
nannten Sicherungsmaßnah-
men nicht getroffen hat.

16

Die Sicherungsverfilmungvon Archivalienbildet derzeit den Schwerpunkt der Maßnahmen im Rahmen der Haager Kon-
vention zum Schutz von Kulturgut bei bewaffneten Konflikten.

Artikel 5
Besetzung

1. Jede Hohe Vertragspartei, die
das Gebiet einer anderen Ho-
hen Vertragspartei ganz oder
zum Teil besetzt hält, hat, so-
weit wie möglich, die zuständi-
gen nationalen Behörden des
besetzten Landes bei der Siche-
rung und Erhaltung seines Kul-
turguts zu unterstützen.

2. Sollte es erforderlich sein,
Maßnahmen zur Erhaltung von
Kulturgut zu treffen, das sich
im besetzten Gebiet befindet
und durch militärische Hand-
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lungen beschädigt worden ist,
und sollten die zuständigen na-
tionalen Behörden dazu nicht
imstande sein, so hat die
Besatzungsmacht, soweit wie
möglich, in enger Zusammenar-
beit mit diesen Behörden die
notwendigsten Erhaltungsmaß-
nahmen zu treffen.

3. Jede Hohe Vertragspartei, de-
ren Regierung von den An-
gehörigen einer Widerstands-
bewegung als ihre legitime Re-
gierung angesehen wird, hat,
wenn möglich, die Angehörigen
der Widerstandsbewegung auf
die Verpflichtung hinzuweisen,
diejenigen Artikel des Abkom-
mens, die die Respektierung
von Kulturgut zum Gegenstand
haben, zu beachten.

Artikel 6
Kennzeichnung 
des Kulturguts

Kulturgut kann nach den Be-
stimmungen des Artikels 16 mit
einem Kennzeichen versehen
werden, das seine Feststellung
erleichtert.

Artikel 7
Militärische Maßnahmen

1. Die Hohen Vertragsparteien
verpflichten sich, schon in Frie-
denszeiten in ihre militärischen
Dienstvorschriften oder -anwei-
sungen Bestimmungen aufzu-

nehmen, um die Einhaltung
dieser Konvention zu gewährlei-
sten, und den Mitgliedern ihrer
Streitkräfte Achtung vor der
Kultur und dem Kulturgut aller
Völker einzuflößen.

2. Die Hohen Vertragsparteien
verpflichten sich, bereits in Frie-
denszeiten Dienststellen oder
Fachpersonal bei ihren Streit-
kräften vorzusehen oder bereit-
zustellen, deren Aufgabe darin
besteht, über die Respektierung
des Kulturguts zu wachen und
mit den für seine Sicherung ver-
antwortlichen zivilen Behörden
zusammenzuarbeiten.

KAPITEL II

Sonderschutz

Artikel 8
Gewährung 

des Sonderschutzes

1. Eine begrenzte Anzahl von
Bergungsorten zur Sicherung
beweglichen Kulturguts bei be-
waffneten Konflikten, von
Denkmalorten und anderen un-
beweglichen Kulturgütern von
sehr hoher Bedeutung kann un-
ter Sonderschutz gestellt wer-
den, vorausgesetzt,
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a) daß diese sich in ausreichen-
der Entfernung von einem
großen Industriezentrum oder
einem wichtigen militärischen
Ziel, das einen gefährdeten
Punkt darstellt, befinden, wie
zum Beispiel ein Flugplatz, ein
Rundfunksender, ein für die
Landesverteidigung arbeitender
Betrieb, ein verhältnismäßig be-
deutender Hafen oder Bahnhof
oder ein Hauptverkehrsweg,

b) daß Sie nicht zu militäri-
schen Zwecken benutzt werden.

2. Ein Bergungsort für bewegli-
ches Kulturgut kann ohne
Rücksicht auf seine Lage eben-
falls unter Sonderschutz gestellt
werden, wenn er so gebaut ist,
daß er aller Wahrscheinlichkeit
nach bei Bombardierungen
nicht beschädigt werden kann.

3. Ein Denkmalort gilt als zu
militärischen Zwecken benutzt,
wenn er, sei es auch nur im
Durchgangsverkehr, für die Be-
förderung von Militärpersonal
oder Kriegsmaterial verwendet
wird. Das gleiche gilt in allen
Fällen, in denen innerhalb des
Denkmalorts unmittelbar mit
den militärischen Operationen,
der Stationierung von Militär-
personal oder der Herstellung
von Kriegsmaterial zusammen-
hängende Handlungen durchge-
führt werden.

4. Die Bewachung des in Ab-
satz 1 dieses Artikels bezeichne-

ten Kulturguts durch bewaffne-
tes Wachpersonal, das hierzu
besonders befugt ist, oder die
Anwesenheit von Polizeikräften,
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Millionen auf Mikrofilm festgehaltene kulturhistorische
Dokumente lagern im Oberrieder Stollen. Die Edel-
stahlzylinder sind hermetisch abgeschlossen.

die normalerweise für die Auf-
rechterhaltung der öffentlichen
Ordnung verantwortlich sind,
in der Umgebung solchen Kul-
turguts gilt nicht als Benutzung
zu militärischen Zwecken.

5. Befindet sich in Absatz 1 die-
ses Artikels bezeichnetes Kul-
turgut in der Nähe eines wichti-
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gen militärischen Zieles im Sin-
ne desselben Absatzes, so kann
es trotzdem unter Sonderschutz
gestellt werden, wenn die diesen
Schutz beantragende Hohe Ver-
tragspartei sich verpflichtet, im
Falle eines bewaffneten Kon-
flikts das Ziel nicht zu benutzen
und insbesondere, falls es sich
um einen Hafen, Bahnhof oder
Flugplatz handelt, jeden Ver-
kehr davon abzuleiten. In die-
sem Falle muß die Umleitung
schon in Friedenszeiten vorbe-
reitet werden.

6. Die Verleihung des Sonder-
schutzes erfolgt durch Eintra-
gung in das „Internationale Re-
gister für Kulturgut unter Son-
derschutz“. Diese Eintragung
darf nur in Übereinstimmung

mit den Bestimmungen dieser
Konvention und unter den in
den Ausführungsbestimmungen
vorgesehenen Bedingungen vor-
genommen werden.

Artikel 9
Unverletzlichkeit des Kultur-

guts unter Sonderschutz

Die Hohen Vertragsparteien
verpflichten sich, die Unverletz-
lichkeit des unter Sonderschutz
stehenden Kulturguts zu ge-
währleisten, indem sie vom
Zeitpunkt der Eintragung in das
Internationale Register an jede
gegen solches Gut gerichtete
feindselige Handlung und,
außer in den in Absatz 5 des Ar-
tikels 8 vorgesehenen Fällen, je-
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Das Kennzeichen der Konvention in einfacher An-
wendung.

Das dreifache Kennzeichen weist unter Sonderschutz
stehendes Kulturgut aus.
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de Benutzung dieses Guts oder
seiner unmittelbaren Um-
gebung zu militärischen
Zwecken unterlassen.

Artikel 10
Kennzeichnung 

und Überwachung

Während eines bewaffneten
Konflikts ist das unter Son-
derschutz stehende Kulturgut
mit dem in Artikel 16 beschrie-
benen Kennzeichen zu versehen
und einer internationalen Über-
wachung gemäß den Ausfüh-
rungsbestimmungen zu diesem
Abkommen zugänglich zu ma-
chen.

Artikel 11
Aufhebung der 

Unverletzlichkeit

1. Begeht eine der Hohen Ver-
tragsparteien bezüglich eines
unter Sonderschutz stehenden
Kulturguts eine Verletzung der
in Artikel 9 festgelegten Ver-
pflichtungen, so ist die gegneri-
sche Partei, solange die Verlet-
zung fortbesteht, von ihrer Ver-
pflichtung zur Gewährleistung
der Unverletzlichkeit dieses Kul-
turguts befreit. Jedoch hat die
gegnerische Partei, soweit mög-
lich, zunächst dazu aufzufor-
dern, die Verletzung innerhalb
einer angemessenen Frist einzu-
stellen.

2. Abgesehen von dem in Ab-
satz 1 dieses Artikels vorgesehe-
nen Falle darf die Unverletzlich-
keit von unter Sonderschutz ste-
hendem Kulturgut nur in Aus-
nahmefällen unausweichlicher
militärischer Notwendigkeit,
und nur solange diese Notwen-
digkeit fortbesteht, aufgehoben
werden. Das Vorliegen einer sol-
chen Notwendigkeit kann nur
durch den Kommandeur einer
militärischen Einheit festgestellt
werden, die der Größe nach ei-
ner Division oder einer höheren
Einheit spricht. Sofern die Um-
stände es erlauben, ist die Ent-
scheidung, die Unverletzlichkeit
aufzuheben, eine angemessene
Zeit vorher der gegnerischen
Partei zu notifizieren.

3. Die Partei, die die Unver-
letzlichkeit aufhebt, hat dies, so-
bald wie möglich, dem in den
Ausführungsbestimmungen zu
dieser Konvention vorgesehe-
nen Generalkommissar für Kul-
turgut unter Angabe der Grün-
de schriftlich mitzuteilen.
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KAPITEL III

Transporte 
von Kulturgut

Artikel 12
Transporte unter 

Sonderschutz

1. Transporte, die ausschließlich
der Verlagerung von Kulturgut
innerhalb eines Hoheitsgebietes
oder in ein anderes Hoheitsge-
biet dienen, können auf Antrag
der betreffenden Hohen Ver-
tragspartei unter den in den
Ausführungsbestimmungen vor-
gesehenen Bedingungen unter
Sonderschutz stattfinden.

2. Transporte unter Sonder-
schutz erfolgen unter der in den
erwähnten Ausführungsbestim-
mungen vorgesehenen interna-
tionalen Aufsicht und führen
das in Artikel 16 beschriebene
Kennzeichen.

3. Die Hohen Vertragsparteien
unterlassen jede feindselige
Handlung gegen Transporte,
die unter Sonderschutz stehen.

Artikel 13
Transporte in dringenden 

Fällen

1. Ist eine der Hohen Vertrags-
parteien der Auffassung, daß
die Sicherheit bestimmter Kul-
turgüter deren Verlagerung er-
fordert und die Angelegenheit
so dringlich ist, daß insbeson-
dere zu Beginn eines bewaffne-
ten Konflikts das in Artikel 12
vorgesehene Verfahren nicht
eingehalten werden kann, so
kann der Transport das in Arti-
kel 16 beschriebene Kenn-
zeichen führen, sofern nicht be-
reits ein Antrag auf Unver-
letzlichkeit gemäß Artikel 12 ge-
stellt und abgelehnt wurde. So-
weit möglich sollen die gegneri-
schen Parteien von der Verlage-
rung benachrichtigt werden.
Ein Transport von Kulturgut
nach dem Gebiet eines anderen
Landes darf jedoch das Kenn-
zeichen keinesfalls führen, so-
fern ihm nicht die Unver-
letzlichkeit ausdrücklich verlie-
hen worden ist.

2. Die Hohen Vertragsparteien
werden nach Möglichkeit die er-
forderlichen Vorkehrungen tref-
fen, um feindselige Handlungen
gegen Transporte im Sinne des
Absatzes 1 dieses Artikels, die
das Kennzeichen führen, zu ver-
meiden.

21

Kulturguttext_2005.qxp  11.05.2005  15:15  Seite 21



Artikel 14
Unverletzlichkeit in bezug
auf Beschlagnahme, Weg-

nahme
und Ausübung 
des Prisenrechts

1. Der Beschlagnahme, Weg-
nahme und der Ausübung des
Prisenrechts unterliegen nicht:

a) Kulturgut, das unter dem in
Artikel 12 oder Artikel 13 vor-
gesehenen Schutz steht;

b) Transportmittel, die aus-
schließlich der Verlagerung sol-
chen Kulturguts dienen.

2. Die Bestimmungen dieses Ar-
tikels beschränken in keiner
Weise das Recht zur Durch-
suchung und Kontrolle.

KAPITEL IV

Personal

Artikel 15
Personal

Das mit dem Schutz von Kul-
turgut betraute Personal ist, so-
weit mit den Erfordernissen der
Sicherheit vereinbar, im Interes-
se dieses Gutes zu respektieren;

fällt es in die Hände der gegne-
rischen Partei, so darf es seine
Tätigkeit weiter ausüben, sofern
das von ihm betreute Kulturgut
ebenfalls in die Hände der geg-
nerischen Partei gefallen ist.

KAPITEL V

Das Kennzeichen

Artikel 16
Das Kennzeichen

1. Das Kennzeichen der Kon-
vention besteht aus einem nach
unten hin spitzen Schild in Ul-
tramarinblau und Weiß; (der
Schild wird aus einem ultramar-
inblauen Quadrat, dessen eine
Ecke die Spitze des Schildes
darstellt, und aus einem ober-
halb des Quadrats befindlichen
ultramarinblauen Dreieck gebil-
det, wobei der verbleibende
Raum auf beiden Seiten von je
einem weißen Dreieck ausge-
füllt wird).

2. Unter den in Artikel 17 fest-
gelegten Bedingungen wird das
Kennzeichen entweder einzeln
oder dreifach in Dreieckanord-
nung wiederholt (ein Schild un-
ten) angewandt.
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Artikel 17
Verwendung des Kenn-

zeichens

1. Das Kennzeichen in dreifa-
cher Wiederholung darf nur an-
gewandt werden:

a) für unbewegliches Kulturgut
unter Sonderschutz;

b) für Transporte von Kulturgut
unter den in Artikel 12 und 13
vorgesehenen Bedingungen;

c) für improvisierte Bergungs-
orte unter den in Artikel 11 der
Ausführungsbestimmungen vor-
gesehenen Bedingungen.

2. Das einfache Kennzeichen
darf nur angewendet werden zur
Kennzeichnung

a) von nicht unter Sonderschutz
stehendem Kulturgut,

b) der gemäß den Ausfüh-
rungsbestimmungen zu diesem
Abkommen mit Aufgaben der
Überwachung beauftragten Per-
sonen,

c) von mit dem Schutz von Kul-
turgut betrautem Personal,

d) für die in den Ausführungs-
bestimmungen vorgesehenen
Ausweise.

3. Während eines bewaffneten
Konflikts ist die Verwendung
des Kennzeichens für andere als

die in den vorangehenden Ab-
sätzen vorgesehenen Fälle, so-
wie die Verwendung eines dem
Kennzeichen ähnlichen Zei-
chens, für irgendwelche Zwecke
verboten.

4. Das Kennzeichen darf nur
dann zur Identifizierung von
unbeweglichem Kulturgut ver-
wendet werden, wenn zugleich
eine von der zuständigen Be-
hörde der Hohen Vertragspartei
ausgestellte ordnungsgemäß da-
tierte und unterzeichnete Ge-
nehmigung angebracht wird.

KAPITEL VI

Anwendungsbereich 
der Konvention

Artikel 18
Anwendung der Konvention

1. Abgesehen von den Bestim-
mungen, die schon in Friedens-
zeiten wirksam werden, findet
diese Konvention Anwendung
im Falle eines erklärten Krieges
oder eines anderen bewaffneten
Konflikts, der zwischen zwei
oder mehreren Hohen Vertrags-
parteien entsteht, selbst wenn
der Kriegszustand von einer
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oder mehreren von ihnen nicht
anerkannt wird.

2. Die Konvention findet auch
in allen Fällen teilweiser oder
vollständiger Besetzung des Ge-
bietes einer der Hohen Vertrags-
parteien Anwendung, selbst
wenn diese Besetzung auf kei-
nen bewaffneten Widerstand
stößt.

3. Ist eine der an dem Konflikt
beteiligten Mächte nicht Ver-
tragspartei dieser Konvention,
so bleiben die Mächte, die Par-
teien der Konvention sind,
trotzdem in ihren gegenseitigen
Beziehungen durch diese Kon-
vention gebunden. Sie sind fer-
ner durch die Konvention auch
gegenüber der erwähnten
Macht gebunden, wenn diese
erklärt hat, daß sie die Be-
stimmungen der Konvention
annimmt, und solange sie selbst
diese anwendet.

Artikel 19
Konflikte nichtinternationa-

len Charakters

1. Im Falle eines bewaffneten
Konflikts, der keinen internatio-
nalen Charakter hat und inner-
halb des Gebietes einer der Ho-
hen Vertragsparteien entsteht,
ist jede in den Konflikt ver-
wickelte Partei verpflichtet, min-
destens diejenigen Bestim-
mungen dieser Konvention an-
zuwenden, die die Respek-

tierung von Kulturgut betref-
fen.

2. Die an diesem Konflikt betei-
ligten Parteien werden bestrebt
sein, durch Sondervereinbarun-
gen auch die anderen Bestim-
mungen dieser Konvention
ganz oder teilweise in Kraft zu
setzen.

3. Die Organisation der Ver-
einten Nationen für Erziehung,
Wissenschaft und Kultur kann
den an dem Konflikt beteilig-
ten Parteien ihre Dienste anbie-
ten.

4. Die Anwendung der vorste-
henden Bestimmungen läßt die
Rechtsstellung der in den Kon-
flikt verwickelten Parteien un-
berührt.

KAPITEL VII

Durchführung 
der Konvention

Artikel 20
Ausführungsbestimmungen

Das Verfahren zur Anwendung
dieser Konvention wird in den
Ausführungsbestimmungen
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festgelegt, die einen Bestandteil
dieser Konvention bilden.

Artikel 21
Schutzmächte

Diese Konvention und ihre
Ausführungsbestimmungen
werden unter Mitwirkung der

Schutzmächte angewandt, die
mit der Wahrnehmung der In-
teressen der an dem Konflikt
beteiligten Parteien betraut
sind.
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Treppenhaus im Würzburger Schloß.
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Artikel 22
Schlichtungsverfahren

1. Die Schutzmächte stellen ih-
re guten Dienste in allen Fällen
zur Verfügung, in denen sie dies
im Interesse des Kulturguts für
angezeigt erachten, insbesonde-
re wenn zwischen den am Kon-
flikt beteiligten Parteien über
die Anwendung oder Auslegung
der Bestimmungen dieser Kon-
vention oder ihrer Ausführungs-
bestimmungen Meinungs-
verschiedenheiten bestehen.

2. Zu diesem Zweck kann jede
der Schutzmächte entweder auf
Einladung einer Partei oder des
Generaldirektors der Organi-
sation der Vereinten Nationen
für Erziehung, Wissenschaft und
Kultur oder von sich aus den am
Konflikt beteiligten Parteien eine
Zusammenkunft ihrer Vertreter
und insbesondere der für den
Schutz des Kulturguts verant-
wortlichen Behörden vorschla-
gen, gegebenfalls auf einem pas-
send ge wählten neutralen Ge-
biet. Die am Konflikt beteiligten
Parteien sind gehalten, den ih-
nen für die Zusammenkunft ge-
machten Vorschlägen Folge zu
leisten. Die Schutzmächte schla-
gen den an dem Konflikt betei-
ligten Parteien eine einer neutra-
len Macht angehörende oder
vom Generaldirektor der
Organisation der Vereinten Na-
tionen für Erziehung, Wissen-
schaft und Kultur benannte
Persönlichkeit zur Genehmigung

vor; diese wird aufgefordert, an
dieser Zusammenkunft als
Vorsitzender teilzunehmen.

Artikel 23
Unterstützung durch 

UNESCO

1. Die Hohen Vertragsparteien
können um die technische Un-
terstützung der Organisation
der Vereinten Nationen für Er-
ziehung, Wissenschaft und Kul-
tur bei der Organisierung des
Schutzes ihres Kulturguts oder
in Zusammenhang mit jedem
anderen Problem, das sich aus
der Anwendung dieser Konven-
tion oder ihrer Aus-
führungsbestimmungen ergibt,
nachsuchen. Die Organisation
gewährt diese Unterstützung im
Rahmen ihrer Zielsetzung und
ihrer Mittel.

2. Die Organisation kann in
dieser Hinsicht den Hohen Ver-
tragsparteien von sich aus Vor-
schläge unterbreiten.

Artikel 24
Sondervereinbarungen

1. Die Hohen Vertragsparteien
können Sondervereinbarungen
über alle Fragen treffen, deren
besondere Regelung ihnen
zweckmäßig erscheint.

2. Sondervereinbarungen, die
den Schutz verringern, den die-
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se Konvention dem Kulturgut
und dem mit seinem Schutz
betrauten Personal gewährt,
dürfen nicht getroffen werden.

Artikel 25
Verbreitung der Konvention

Die Hohen Vertragsparteien
verpflichten sich, in Friedens-
zeiten sowie in Zeiten eines be-
waffneten Konflikts dem Wort-
laut dieser Konvention und ih-
rer Ausführungsbestimmungen
in ihren Ländern die weitest-
mögliche Verbreitung zu ver-
schaffen. Insbesondere ver-
pflichten sie sich, ihre Behand-
lung in die militärischen und,
wenn möglich, zivilen Ausbil-
dungspläne aufzunehmen, so
daß die Gesamtheit der Bevöl-
kerung und insbesondere die
Streitkräfte und das mit dem
Schutz des Kulturguts betraute
Personal mit ihren Grundsät-
zen vertraut gemacht werden.

Artikel 26
Übersetzung und Berichte

1. Die Hohen Vertragsparteien
stellen sich gegenseitig durch
Vermittlung des Generaldirek-
tors der Organisation der Ver-
einten Nationen für Erziehung,
Wissenschaft und Kultur die
amtlichen Übersetzungen die-
ser Konvention und ihrer Aus-
führungsbestimmungen zu. 

2. Außerdem übersenden sie
dem Generaldirektor minde-
stens alle vier Jahre einen Be-
richt mit den ihnen geeignet er-
scheinenden Angaben über die
von ihren Behörden zur Durch-
führung dieser Konvention und
ihrer Ausführungsbestimmun-
gen getroffenen,  vorbereiteten
oder in Aussicht genommenen
Maßnahmen.

Artikel 27
Tagungen

1. Der Generaldirektor der Or-
ganisation der Vereinten Natio-
nen für Erziehung, Wissen-
schaft und Kultur kann mit Zu-
stimmung des Exekutivrats Ta-
gungen von Vertretern der Ho-
hen Vertragsparteien einberu-
fen. Er muß dies tun, wenn
mindestens ein Fünftel der 
Hohen Vertragsparteien es
wünscht.

2. Unbeschadet anderer ihr
durch diese Konvention über-
tragener Aufgaben dient die Ta-
gung dem Zweck, Fragen der
Anwendung der Konvention
und ihrer Ausführungsbestim-
mungen zu untersuchen und
diesbezügliche Empfehlungen
auszuarbeiten.

3. Die Tagung kann ferner, so-
fern die Mehrheit der Hohen
Vertragsparteien vertreten ist,
nach Maßgabe der Bestimmun-
gen des Artikels 39 eine Abän-
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derung der Konvention oder ih-
rer Ausführungsbestimmungen
vornehmen.

Artikel 28
Strafmaßnahmen

Die Hohen Vertragsparteien
verpflichten sich, im Rahmen
ihrer Strafgerichtsbarkeit alle er-
forderlichen Maßnahmen zu
treffen, um Personen jede
Staatsangehörigkeit, die sich ei-
ner Verletzung dieser Konventi-
on schuldig machen oder den
Befehl zu einer solchen geben,
zu verfolgen und strafrechtlich
oder disziplinarisch zu bestra-
fen.

Schluss-
bestimmungen

Artikel 29
Sprachen

1. Diese Konvention ist in eng-
lischer, französischer, russischer
und spanischer Sprache abge-
faßt; alle vier Fassungen sind in
gleicher Weise maßgeblich.

2. Die Organisation der Verein-
ten Nationen für Erziehung,
Wissenschaft und Kultur läßt
Übersetzungen der Konvention

in die anderen Amtssprachen
ihrer Hauptversammlung anfer-
tigen.

Artikel 30
Unterzeichnung

Diese Konvention trägt das Da-
tum des 14. Mai 1954 und liegt
bis zum 31. Dezember 1954 für
alle zu der Haager Konferenz
vom 21. April bis 14. Mai 1954
eingeladenen Staaten zur Unter-
stützung auf.

Artikel 31
Ratifikation

1. Diese Konvention bedarf der
Ratifikation durch die Unter-
zeichnerstaaten nach Maßgabe
ihrer eigenen verfassungsmä-
ßigen Verfahren.

2. Die Ratifikationsurkunden
sind beim Generaldirektor der
Organisation der Vereinten Na-
tionen für Erziehung, Wissen-
schaft und Kultur zu hinterle-
gen.

Artikel 32
Beitritt

Vom Zeitpunkt ihres Inkrafttre-
tens an steht diese Konvention
allen Staaten zum Beitritt offen,
die in Artikel 30 erwähnt sind
und nicht unterzeichnet haben,
sowie allen anderen Staaten, die
vom Exekutivrat der Organisati-
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on der Vereinten Nationen für
Erziehung, Wissenschaft und
Kultur zum Beitritt eingeladen
werden. Der Beitritt erfolgt
durch Hinterlegung einer Bei-
trittsurkunde beim Generaldi-
rektor der Organisation der Ver-
einten Nationen für Erziehung,
Wissenschaft und Kultur.

Artikel 33
Inkrafttreten

1. Diese Konvention tritt drei
Monate nach Hinterlegung von
fünf Ratifikationsurkunden in
Kraft.

2. Späterhin tritt sie für jede
Hohe Vertragspartei drei Mona-
te nach Hinterlegung ihrer Rati-
fikations- oder Beitrittserklärun-
gen in Kraft.

3. Tritt die in Artikel 18 und 19
vorgesehene Lage ein, so treten
die vor oder nach Beginn der
Feindseligkeiten oder der Beset-
zung von in den Konflikt ver-
wickelten Parteien hinterlegten
Ratifikations- und Beitrittser-
klärungen mit sofortiger Wir-
kung in Kraft. In diesen Fällen
macht der Generaldirektor der
Organisation der Vereinten Na-
tionen für Erziehung, Wissen-
schaft und Kultur auf dem
schnellsten Wege die in Artikel
38 vorgesehenen Mitteilungen.

Artikel 34
Wirksame Durchführung

1. Jeder Staat, der bei Inkrafttre-
ten dieser Konvention Vertrags-
partei ist, hat alle erforderlichen
Maßnahmen zu treffen, um ih-
re wirksame Durchführung bin-
nen sechs Monaten nach In-
krafttreten zu gewährleisten.

2. Für diejenigen Staaten, die ih-
re Ratifikations- oder Beitritts-
urkunden nach dem Inkrafttre-
ten der Konvention hinterlegen,
beträgt die Frist sechs Monate,
vom Tage der Hinterlegung der
Ratifikations- oder Beitrittsur-
kunden gerechnet.

Artikel 35
Ausdehnung des Geltungs-
bereichs der Konvention

Jede der Hohen Vertragspartei-
en kann bei der Ratifikation
oder beim Beitritt oder zu je-
dem späteren Zeitpunkt durch
Notifikation an den Generaldi-
rektor der Organisation der Ver-
einten Nationen für Erziehung,
Wissenschaft und Kultur er-
klären, daß diese Konvention
sich auf alle oder einige der Ge-
biete erstreckt, deren internatio-
nale Beziehungen sie wahr-
nimmt. Diese Notifikation wird
drei Monate nach dem Tage ih-
res Eingangs wirksam. 
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Artikel 36
Zusammenhang mit 
früheren Abkommen

1. In den Beziehungen zwischen
Mächten, die durch die Haager
Abkommen betreffend die Ge-
setze und Gebräuche des Land-
krieges (IV) *) und betreffend
die Beschießung durch See-
streitkräfte in Kriegszeiten (IX) -
sei es vom 29. Juli 1899 oder
vom 18. Oktober 1907 - gebun-
den und Vertragsparteien dieser
Konvention sind, ergänzt diese
Konvention das vorgenannte
Abkommen (IX) und die dem

vorgenannten Abkommen (IV)
als Anlage beigefügte Ordnung;
es ersetzt das in Artikel 5 des
vorgenannten Abkommens (IX)
beschriebene Zeichen durch das
in Artikel 16 dieser Konvention
beschriebene Kennzeichen in
den Fällen, in denen diese Kon-
vention und ihre Aus- führungs-
bestimmungen die Verwendung
dieses Kennzeichens vorsehen.

2. In den Beziehungen zwischen
Mächten, die durch den Vertrag
von Washington vom 15. April
1935 über den Schutz künstleri-
scher und wissenschaftlicher
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Einrichtungen und geschichtli-
cher Denkmale (Roerich-Pakt)
gebunden und Vertragsparteien
dieser Konvention sind, ergänzt
diese Konvention den Roerich-
Pakt und ersetzt die in Artikel
III des Paktes beschriebene
Flagge durch das Kennzeichen
gemäß Artikel 16 dieser Kon-
vention in allen Fällen, in de-
nen diese Konvention und ihre
Ausführungsbestimmungen die
Verwendung dieses Kennzei-
chens vorsehen.

Artikel 37
Kündigung

1. Jede der Hohen Vertragspar-
teien kann diese Konvention für
sich selbst oder für Gebiete, de-
ren internationale Beziehungen
sie wahrnimmt, kündigen.

2. Die Kündigung erfolgt durch
eine schriftliche Erklärung, die
beim Generaldirektor der Orga-
nisation der Vereinten Nationen
für Erziehung, Wissenschaft
und Kultur zu hinterlegen ist.

3. Die Kündigung wird ein Jahr
nach Eingang der Kündigungs-
erklärung wirksam. Ist jedoch
die kündigende Partei beim Ab-
lauf dieser Frist in einen bewaff-
neten Konflikt verwickelt, so
wird die Kündigung erst nach
Einstellung der Feindseligkeiten
oder nach Abschluß der Rück-
führung des Kulturguts wirk-

sam, je nachdem, welcher Zeit-
punkt der spätere ist.

Artikel 38
Notifikationen

Der Generaldirektor der Orga-
nisation der Vereinten Nationen
für Erziehung, Wissen-schaft
und Kultur benachrichtigt die
in Artikel 30 und 32 bezeichne-
ten Staaten und die Vereinten
Nationen von der Hinterlegung
aller in Artikel 31, 32 und 39
vorgesehenen Ratifikations- und
Beitrittsurkunden oder Annah-
meerklärungen sowie von den
in Artikel 35, 37 und 39 vorge-
sehenen Notifikationen und
Kündigungen.

Artikel 39
Abänderung 

der Konvention 
und ihrer 

Ausführungsbestimmungen

1. Jede der Hohen Vertragspar-
teien kann Abänderungen die-
ser Konvention oder ihrer
Ausführungsbestimmungen vor-
schlagen. Abänderungsvorschlä-
ge sind dem Generaldirektor der
Organisation der Vereinten Na-
tionen für Erziehung, Wissen-
schaft und Kultur mitzuteilen,
der ihren Wortlaut allen Hohen
Vertragsparteien mit der Bitte
übermittelt, ihn innerhalb von
vier Monaten wissen zu lassen,
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a) ob sie wünschen, daß eine
Konferenz einberufen wird, um
die vorgeschlagenen Abände-
rungsvorschläge zu erörtern;
oder

b) ob Sie für die Annahme der
vorgeschlagenen Abänderungs-
vorschläge ohne Abhaltung ei-
ner Konferenz eintreten; oder

c) ob Sie für die Ablehnung der
vorgeschlagenen Abänderung
ohne Abhaltung einer Konfe-
renz eintreten.

2. Der Generaldirektor übermit-
telt die gemäß Absatz 1 dieses
Artikels bei ihm eingegangenen
Antworten allen Hohen Ver-
tragsparteien.

3. Haben sämtliche Hohen Ver-
tragsparteien gemäß Absatz 1,
Unterabsatz b) dieses Artikels
dem Generaldirektor der Orga-
nisation der Vereinten Nationen
für Erziehung, Wissenschaft
und Kultur innerhalb der vorge-
schriebenen Frist ihre Meinung
mitgeteilt  und ihn davon un-
terrichtet, daß sie für die An-
nahme des Abänderungsvor-
schlages ohne Abhaltung einer
Konferenz eintreten, so wird
diese Entscheidung durch den
Generaldirektor gemäß Artikel
38 bekanntgemacht. Die Abän-
derung wird 90 Tage nach dem
Tage dieser Notifikation ge-
genüber allen Hohen Vertrags-
parteien wirksam.

4. Der Generaldirektor hat eine
Konferenz der Hohen Vertrags-
parteien zur Erörterung des
Abänderungsvorschlags einzu-
berufen, wenn mehr als ein
Drittel der Hohen Vertragspar-
teien dies verlangt.

Dreiturmreliquiar aus dem Aachener Domschatz.

5. Abänderungsvorschläge zu
dieser Konvention oder zu
ihren Ausführungsbestimmun-
gen, die nach dem im vorange-
henden Absatz festgelegten Ver-
fahren behandelt werden, treten
erst in Kraft, nachdem sie von
den auf der Konferenz vertrete-
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nen Hohen Vertragsparteien
einstimmig beschlossen und
von allen Hohen Vertragspartei-
en angenommen worden sind.

6. Die Annahme von Abände-
rungsvorschlägen zu dieser
Konvention oder zu ihren Aus-
führungsbestimmungen, die
von der in Absatz 4 und 5 er-
wähnten Konferenz angenom-
men worden sind, durch die
Hohen Vertragsparteien erfolgt
durch Hinterlegung einer förm-
lichen Erklärung beim General-
direktor der Organisation der
Vereinten Nationen für Erzie-
hung, Wissenschaft und Kultur.
7. Nach Inkrafttreten von Abän-
derungen dieser Konvention
oder ihrer Ausführungsbestim-
mungen steht nur der so ab-
geänderte Text der Konvention
oder ihrer Ausführungsbestim-
mungen zur Ratifikation und
zum Beitritt offen.

Artikel 40
Eintragung

Gemäß Artikel 102 der Satzung
der Vereinten Nationen wird
diese Konvention auf Ersuchen
des Generaldirektors der Orga-
nisation der Vereinten Nationen
für Erziehung, Wissenschaft
und Kultur beim Sekretariat der
Vereinten Nationen eingetragen. 

Zu Urkund dessen  
haben die gehörig bevollmäch-
tigten Unterzeichneten dieses
Abkommen unterschrieben.

Geschehen  
zu Den Haag, am 14. Mai 1954
in einem einzigen Exemplar,
das in den Archiven der Orga-
nisation der Vereinten Nationen
für Erziehung, Wissenschaft
und Kultur hinterlegt wird und
von dem beglaubigte Ausferti-
gungen allen in Artikel 30 und
32 bezeichneten Staaten sowie
den Vereinten Nationen über-
mittelt werden.
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KAPITEL I

Überwachung

Artikel 1
Internationales 

Personenverzeichnis

Nach dem Inkrafttreten der
Konvention stellt der Generaldi-
rektor der Organisation der Ver-
einten Nationen für Erziehung,
Wissenschaft und Kultur ein in-
ternationales Verzeichnis aller
Personen auf, die von den Ho-
hen Vertragsparteien als für das
Amt eines Generalkommissars
für Kulturgut geeignet benannt
worden sind. Auf Veranlassung
des Generaldirektors der Orga-
nisation der Vereinten Nationen
für Erziehung, Wissenschaft
und Kultur wird dieses Ver-
zeichnis in gewissen Zeitabstän-
den aufgrund der von den Ho-

hen Vertragsparteien gestellten
Anträge berichtigt.

Artikel 2
Organisation 

der Überwachung

Sobald eine Hohe Vertragspar-
tei in einen bewaffneten Kon-
fikt, auf den Artikel 18 der Kon-
vention Anwendung findet, ver-
wickelt wird, 

a) ernennt sie einen Vertreter
für das auf ihrem Gebiet be-
findliche Kulturgut und, falls
sie ein anderes Gebiet besetzt
hält, einen besonderen Vertreter
für das dort befindliche Kultur-
gut;

b) ernennt die Schutzmacht je-
der Partei, die sich mit dieser
Hohen Vertragspartei im Kon-
flikt befindet, bei letzterer
gemäß Artikel 3 dieser Aus-
führungsbestimmungen einen
Delegierten;

Ausführungsbestimmungen
zur Konvention 

zum Schutz von Kulturgut
bei bewaffneten Konflikten

(Übersetzung)

Kulturguttext_2005.qxp  11.05.2005  15:15  Seite 34



35

c) wird bei dieser Hohen Ver-
tragspartei gemäß Artikel 4 die-
ser Ausführungsbestimmungen
ein Generalkommissar für Kul-
turgut ernannt.

Artikel 3
Ernennung von Delegierten

der Schutzmächte

Die Schutzmacht ernennt ihre
Delegierten aus dem Kreis der
Angehörigen ihres diplomati-
schen oder konsularischen
Dienstes oder, mit Zustimmung
der Partei, bei der sie tätig sein
sollen, aus einem anderen Per-
sonenkreis.

Artikel 4
Ernennung 

des Generalkommissars

1. Der Generalkommissar für
Kulturgut wird von der Partei,
bei der er tätig sein soll, und
den Schutzmächten der gegneri-
schen Parteien aus dem interna-
tionalen Personen verzeichnis
im gegenseitigen Einvernehmen
ausgewählt.

2. Gelingt es den Parteien nicht,
sich innerhalb von drei Wochen
nach Beginn ihrer Erörterung
über diese Frage zu einigen, so
ersuchen sie den Präsidenten des
Internationalen Gerichtshofes,

Archivgut sind schriftliche oder graphische Zeugnisse der Kultur oder Geschichte, die nur in einem Originalexemplar
existieren. 
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den Generalkommissar zu er-
nennen, der jedoch seine Tätig-
keit erst dann aufnimmt, wenn
die Partei, bei der er tätig sein
soll, seine Ernennung gebilligt
hat.

Artikel 5
Aufgaben der Delegierten

Die Delegierten der Schutz-
mächte stellen Verletzungen des
Abkommens fest, untersuchen
mit Genehmigung der Partei,
bei der sie tätig sind, die Um-
stände, unter denen Verletzun-
gen erfolgt sind, erheben an Ort
und Stelle Vorstellungen zu ih-
rer Beseitigung und machen
dem Generalkommissar davon
erforderlichenfalls Mitteilung.
Sie halten ihn über ihre Tätig-
keit auf dem laufenden.

Artikel 6
Aufgaben 

des Generalkommissars

1. Der Generalkommissar für
Kulturgut behandelt zusammen
mit dem Vertreter der Partei, bei
der er tätig ist, und mit den be-
teiligten Delegierten alle Angele-
genheiten, mit denen er hin-
sichtlich der Anwendung der
Konvention befaßt ist.

2. Er ist befugt, in den in diesen
Ausführungsbestimmungen an-
gegebenen Fällen Entscheidun-
gen zu treffen und Ernennun-

gen vorzunehmen.
3. Mit Zustimmung der Partei,
bei der er tätig ist, ist er berech-
tigt, eine Untersuchung anzu-
ordnen oder selbst durchzu-
führen.

4. Er erhebt bei den Konflikt-
parteien oder ihren Schutz-
mächten die Vorstellungen, die
er zur Anwendung der Konven-
tion für zweckmäßig erachtet.

5. Er verfaßt die erforderlichen
Berichte über die Anwendung
der Konvention und übermit-
telt sie den beteiligten Parteien
und ihren Schutzmächten. Er
übersendet Abschriften an den
Generaldirektor der Organisati-
on der Vereinten Nationen für
Erziehung, Wissenschaft und
Kultur, der nur von den darin
enthaltenen technischen Anga-
ben Gebrauch machen darf. 

6. Ist keine Schutzmacht vor-
handen, so übernimmt der Ge-
neralkommissar die durch die
Artikel 21 und 22 der Konventi-
on der Schutzmacht übertra-
genen Aufgaben.

Artikel 7
Inspektoren 

und Sachverständige

1. Wenn der Generalkommissar
für das Kulturgut auf Ersuchen
der beteiligten Delegierten oder
nach Beratung mit ihnen dies
für erforderlich hält, schlägt er

36
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der Partei, bei der er tätig ist,
zur Durchführung eines Son-
derauftrages einen Inspektor für
das Kulturgut zur Genehmi-
gung vor. Der Inspektor ist nur
dem Generalkommissar verant-
wortlich.

2. Der Generalkommissar, die
Delegierten und die Inspekto-
ren können Sachverständige
hinzuziehen, die ebenfalls der
im vorstehenden Absatz er-
wähnten Partei zur Genehmi-
gung vorzuschlagen sind.

Artikel 8
Erfüllung 

der Überwachungsaufgaben

Die Generalkommissare für
Kulturgut, die Delegierten der
Schutzmächte, die Inspektoren
und Sachverständigen dürfen
keinesfalls die Grenzen ihres
Auftrages überschreiten. Sie ha-
ben insbesondere den Sicher-
heitsbedürfnissen der Hohen
Vertragspartei, bei der sie tätig
sind, Rechnung zu tragen und
unter allen Umständen auf die
Erfordernisse der militärischen
Lage, wie sie ihnen von der be-
treffenden Hohen Vertragspar-
tei zur Kenntnis gebracht wird,
Rücksicht zu nehmen.

Artikel 9
Stellvertretung 

der Schutzmacht

Stehen einer der Konfliktpartei-
en die Dienste einer Schutz-
macht nicht oder nicht mehr
zur Verfügung, so kann ein neu-
traler Staat ersucht werden, die-
jenigen Aufgaben einer Schutz-
macht zu übernehmen, die die
Ernennung eines Generalkom-
missars für Kulturgut nach dem
im vorstehenden Artikel 4 fest-
gelegten Verfahren betreffen.
Der auf diese Weise ernannte
Generalkommissar betraut er-
forderlichenfalls Inspektoren
mit den in diesen Ausführungs-
bestimmungen festgelegten Auf-
gaben der Delegierten der
Schutzmächte.

Artikel 10
Kosten

Besoldung und Ausgaben des
Generalkommissars für Kultur-
gut, der Inspektoren und Sach-
verständigen sind von der Partei
zu tragen, bei der sie tätig sind.
Besoldung und Ausgaben der
Delegierten der Schutzmächte
werden durch eine Vereinba-
rung zwischen diesen Mächten
und den Staaten, deren Interes-
se sie wahrnehmen, geregelt. 
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KAPITEL II

Sonderschutz

Artikel 11
Improvisierte Bergungsorte

1. Sieht sich eine Hohe Ver-
tragspartei während eines be-
waffneten Konflikts durch un-
vorhergesehene Umstände ver-
anlaßt, einen improvisierten

bei ihr tätigen Generalkom-
missar für Kulturgut unverzüg-
lich davon in Kenntnis zu set-
zen.

2. Ist der Generalkommissar der
Auffassung, daß eine solche
Maßnahme durch die Umstän-
de und durch die Bedeutung
des in diesem improvisierten
Bergungsort untergebrachten
Kulturguts gerechtfertigt ist, so
kann er die Hohe Vertragspartei
ermächtigen, den Bergungsort
mit dem in Artikel 16
der Konvention vorgesehenen

38

Neuer Markt in Potsdam – ein einzigartiges städtebauliches Ensemble.

Bergungsort einzurichten, und
möchte sie ihn unter Sonder-
schutz stellen, so hat sie den

Kennzeichen zu versehen. Er
hat seine Entscheidung unver-
züglich den beteiligten Delegier-
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ten der Schutzmächte mitzutei-
len, von denen jeder innerhalb
von 30 Tagen die sofortige
Zurückziehung des Kennzei-
chens anordnen kann.

3. Sobald diese Delegierten ihre
Zustimmung ausgedrückt ha-
ben oder wenn innerhalb der
Frist von dreißig Tagen keiner
der beteiligten Delegierten Ein-
spruch erhoben hat, und wenn
nach Auffassung des General-
kommissars der Bergungsort
den in Artikel 8 der Konvention
aufgeführten Bedingungen ent-
spricht, ersucht der General-
kommissar den Generaldirektor
der Organisation der Vereinten
Nationen für Erziehung, Wis-
senschaft und Kultur, den Ber-
gungsort in das Internationale
Register für Kulturgut unter
Sonderschutz einzutragen.

Artikel 12
Internationale Register für
Kulturgut unter Sonder-

schutz

1. Es ist ein „Internationales Re-
gister für Kulturgut unter Son-
derschutz“ einzurichten.

2. Das Register wird vom Gene-
raldirektor der Organisation der
Vereinten Nationen für Erzie-
hung, Wissenschaft und Kultur
geführt. Er übersendet Abschrif-
ten an den Generalsekretär der
Vereinten Nationen und die
Hohen Vertragsparteien.

3. Das Register ist in Abteilun-
gen zu gliedern, und zwar ist für
jede der Hohen Vertragspartei-
en eine Abteilung vorzusehen.
Jede Abteilung ist in drei Unter-
abteilungen zu gliedern mit den
Überschriften: Bergungsorte,
Denkmalorte, sonstiges unbe-
wegliches Kulturgut. Der Gene-
raldirektor bestimmt die Einzel-
heiten innerhalb jeder Abtei-
lung.

Artikel 13
Anträge auf Eintragung

1. Jede Hohe Vertragspartei
kann beim Generaldirektor der
Organisation der Vereinten Na-
tionen für Erziehung, Wissen-
schaft und Kultur beantragen,
bestimmte auf ihrem Gebiet ge-
legene Bergungsorte, Denkmal-
orte oder sonstige unbewegliche
Kulturgüter in das Internationa-
le Register einzutragen. Der An-
trag muß eine Beschreibung der
Lage des betreffenden Kultur-
guts enthalten und bescheini-
gen, daß es die Bedingungen
des Artikels 8 der Konvention
erfüllt.

2. Im Falle der Besetzung des
Gebietes ist die Besatzungs-
macht für die Stellung dieses
Antrages zuständig.

3. Der Generaldirektor der Or-
ganisation der Vereinten Natio-
nen für Erziehung, Wissen-
schaft und Kultur hat unverzüg-
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lich jeder der Hohen Vertrags-
parteien Abschriften der Anträ-
ge auf Eintragung zu übersen-
den.

Artikel 14
Einsprüche

1. Jede Hohe Vertragspartei
kann mit einem an den Gene-
raldirektor der Organisation der
Vereinten Nationen für Erzie-
hung, Wissenschaft und Kultur
gerichteten Schreiben gegen die
Eintragung von Kulturgut Ein-
spruch erheben. Dieses Schrei-
ben muß innerhalb von vier
Monaten nach dem Tage, an
dem der Generaldirektor eine
Abschrift des Antrags auf Ein-
tragung abgesandt hat, bei ihm
eingegangen sein.

2. Der Einspruch muß begrün-
det sein; er kann nur darauf ge-
stützt werden, daß 

a) das Gut ein Kulturgut ist;

b) die in Artikel 8 der Konven-
tion angeführten Bedingungen
nicht erfüllt sind.

3. Der Generaldirektor hat den
Hohen Vertragsparteien unver-
züglich eine Abschrift des Ein-
spruchs zu übermitteln. Er hat
erforderlichenfalls die Stellung-
nahme des „Internationalen
Ausschusses für Denkmale,
künstlerische und geschichtli-
che Stätten und archäologische

Ausgrabungen“ sowie, wenn er
es für angebracht hält, sonstiger
geeigneter Organisationen oder
Persönlichkeiten einzuholen.

4. Der Generaldirektor oder die
die Eintragung beantragende
Hohe Vertragspartei kann bei
der Hohen Vertragspartei, die
den Einspruch erhoben hat, al-
le für notwendig erachteten
Schritte unternehmen, um die
Rücknahme des Einspruchs zu
erwirken.

5. Wird eine Hohe Vertragspar-
tei, die in Friedenszeiten einen
Antrag auf Eintragung gestellt
hat, in einen bewaffneten Kon-
flikt verwickelt, bevor die Ein-
tragung erfolgt ist, so hat der
Generaldirektor das betreffende
Kulturgut sofort vorläufig in
das Register einzutragen, vorbe-
haltlich der Bestätigung,
Zurückziehung oder Streichung
noch zu erhebender oder be-
reits erhobener Einsprüche.

6. Hat der Generaldirektor
nicht binnen sechs Monaten
nach Eingang des Einspruchs
von der Hohen Vertragspartei,
die Einspruch erhoben hat, eine
Mitteilung dahingehend erhal-
ten, daß der Einspruch zurück-
gezogen ist, so kann die Hohe
Vertragspartei, die die Eintra-
gung beantragt hat, ein Schieds-
verfahren gemäß dem im fol-
genden Absatz geregelten Ver-
fahren beantragen.
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7. Der Antrag auf ein Schieds-
verfahren ist innerhalb eines
Jahres nach Eingang des Ein-
spruchs beim Generaldirektor
zu stellen. Jede der beiden am
Streitfall beteiligten Parteien er-
nennt einen Schiedsrichter. Ist
mehr als ein Einspruch gegen
einen Antrag auf Eintragung er-
hoben worden, so ernennen die
Hohen Vertragsparteien, die die
Einsprüche erhoben haben, in
gegenseitigem Einvernehmen ei-
nen einzigen Schiedsrichter. Die
beiden Schiedsrichter wählen ei-
nen Oberschiedsrichter aus
dem im Artikel 1 dieser Aus-
führungsbestimmungen er-
wähnten internationalen Ver-
zeichnis. Einigen sich die
Schiedsrichter bei der Wahl
nicht, so ersuchen sie den Präsi-
denten des Internationalen Ge-
richtshofs, einen Oberschieds-
richter zu bestimmen, der nicht
notwendigerweise aus dem in-
ternationalen Verzeichnis ausge-
wählt zu werden braucht. Das
auf diese Weise gebildete
Schiedsgericht bestimmt selbst
sein Verfahren. Gegen seine
Entscheidungen kann kein
Rechtsmittel eingelegt werden.

8. Jede der Hohen Vertragspar-
teien kann bei Entstehung eines
Streitfalls, in dem sie Partei ist,
erklären, daß sie die Anwen-
dung des im vorangehenden
Absatz vorgesehenen Schieds-
verfahrens nicht wünscht. In
diesem Falle hat der Generaldi-
rektor den Einspruch gegen ei-

nen Antrag auf Eintragung den
Hohen Vertragsparteien vorzu-
legen. Der Einspruch kann nur
dann bestätigt werden, wenn die
Hohen Vertragsparteien dies
mit einer Zweidrittelmehrheit
der sich an der Abstimmung be-
teiligenden Hohen Vertragspar-
teien beschließen. Die Abstim-
mung erfolgt schriftlich, sofern
nicht der Generaldirektor der
Organisation der Vereinten Na-
tionen für Erziehung, Wissen-
schaft und Kultur es für uner-
läßlich erachtet, aufgrund der
ihm gemäß Artikel 27 der Kon-
vention zustehenden Befugnisse
eine Tagung einzuberufen. Ent-
scheidet der Generaldirektor,
daß die Abstimmung auf
schriftlichem Wege durchge-
führt werden soll, so fordert er
die Hohen Vertragsparteien auf,
ihre Stimme innerhalb von
sechs Monaten, vom Tage der
Aufforderung an gerechnet, in
einem versiegelten Schreiben
abzugeben.

Artikel 15
Eintragung

1. Der Generaldirektor der Or-
ganisation der Vereinten Natio-
nen für Erziehung, Wissen-
schaft und Kultur veranlaßt,
daß jedes Kulturgut, für das ein
Antrag auf Eintragung gestellt
worden ist, unter einer Ord-
nungsnummer in das Register
eingetragen wird, sofern nicht
innerhalb der in Artikel 14 Ab-
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satz 1 dieser Ausführungsbe-
stimmungen vorgesehenen Frist
ein Einspruch erhoben worden
ist.

2. Ist ein Einspruch erhoben
worden, dann darf der General-
direktor, unbeschadet der Be-
stimmung des Artikels 14 Ab-
satz 5, Kulturgut nur dann in
das Register eintragen, wenn der
Einspruch zurückgezogen oder
nach dem in Absatz 7 oder Ab-
satz 8 des Artikels 14 dieser Aus-
führungsbestimmungen vorge-
sehenen Verfahren nicht be-
stätigt worden ist.

3. In dem in Artikel 11 Absatz 3
vorgesehenen Fall nimmt der
Generaldirektor die Eintragung
auf Ersuchen des Generalkom-
missars für Kulturgut vor.

4. Der Generaldirektor übersen-
det eine beglaubigte Abschrift
jeder Eintragung in das Register
unverzüglich an den Generalse-
kretär der Vereinten Nationen,
an die Hohen Vertragsparteien
und, auf Ersuchen der die Ein-
tragung beantragenden Partei,
an alle anderen in Artikel 30
und 32 der Konvention be-
zeichneten Staaten. Die Eintra-
gung wird dreißig Tage nach
Absendung dieser Abschriften
wirksam.

Artikel 16
Streichung

1. Der Generaldirektor der Or-
ganisation der Vereinten Natio-
nen für Erziehung, Wissen-
schaft und Kultur veranlaßt die
Streichung der Eintragung von
Kulturgut 

a) auf Antrag der Hohen Ver-
tragspartei, auf deren Gebiet
sich das Kulturgut befindet;

b) im Falle der Kündigung der
Konvention durch die Hohe
Vertragspartei, die die Eintra-
gung beantragt hatte, sobald die
Kündigung wirksam geworden
ist;

c) in dem in Artikel 14 Absatz 
5 dieser Ausführungsbestim-
mungen vorgesehenen Sonder-
falle, wenn ein Einspruch nach
dem in Artikel 14 Absatz 7 oder
8 vorgesehenen Verfahren be-
stätigt worden ist.

2. Der Generaldirektor übersen-
det dem Generalsekretär der
Vereinten Nationen sowie allen
Staaten, die eine Abschrift der
Eintragung ins Register erhalten
haben, unverzüglich eine be-
glaubigte Abschrift der Strei-
chungsverfügung. Die Strei-
chung wird dreißig Tage nach
Absendung dieser Abschriften
wirksam.
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KAPITEL III

Transporte 
von Kulturgut

Artikel 17
Verfahren zur Erlangung

der Unverletzlichkeit

1. Der Antrag gemäß Artikel 12
Absatz 1 der Konvention ist an
den Generalkommissar für Kul-
turgut zu richten. Der Antrag
muß begründet sein und die un-
gefähre Zahl und die Bedeutung
der zu verlagernden Kulturgü-
ter, ihre derzeitige Unterbrin-
gung, die in Aussicht genom-
mene Unterbringung, die vorge-
sehenen Transportmittel, den
beabsichtigten  Reiseweg und
den für die Verlagerung vorge-
schlagenen Tag sowie alle son-
stigen einschlägigen Angaben
angeben.

2. Ist der Generalkommissar
nach Einholung der von ihm als
zweckmäßig erachteten Stellun-
gnahmen der Auffassung, daß
diese Verlagerung gerechtfertigt
ist, so hat er sich mit den betei-
ligten Delegierten der Schutz-
mächte wegen der für die
Durchführung in Aussicht ge-
nommenen Maßnahmen ins
Benehmen zu setzen. Danach
hat er den in Frage kommenden

Konfliktparteien die Verlage-
rung mitzuteilen, wobei die
Mitteilung alle zweckmäßigen
Angaben enthalten muß.

3. Der Generalkommissar er-
nennt einen oder mehrere In-
spektoren, die sich zu vergewis-
sern haben, daß nur das in dem
Antrag angeführte Kulturgut
verlagert wird und daß der
Transport auf die genehmigte
Art und Weise erfolgt und das
Kennzeichen führt. Der Inspek-
tor oder die Inspektoren beglei-
ten das Kulturgut bis an den Be-
stimmungsort.

Artikel 18
Transport ins Ausland

Erfolgt die unter Sonderschutz
stehende Verlagerung in das Ge-
biet eines anderen Landes, so
finden nicht nur Artikel 12 der
Konvention und Artikel 17 die-
ser Ausführungsbestimmungen
Anwendung, sondern auch die
nachstehenden weiteren Bestim-
mungen:

a) Solange sich das Kulturgut
auf dem Gebiet eines anderen
Staates befindet, ist dieser Staat
Verwahrer des Kulturguts und
er hat darauf dieselbe Sorgfalt
zu verwenden wie auf eigenes
Kulturgut von vergleichbarer
Bedeutung.

b) Der Verwahrerstaat gibt das
Kulturgut erst nach Beendigung
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des Konflikts zurück; die Rück-
gabe hat innerhalb von sechs
Monaten nach dem Tage, an
dem ein entsprechendes Ersu-
chen gestellt worden ist, zu er-
folgen.

tikel bezeichneten Voraussetzun-
gen transportieren lassen.

d) In dem Antrag auf Sonder-
schutz ist anzugeben, daß der
Staat, in dessen Gebiet das Kul-

Herzogin Anna Amalia Bibliothek in Weimar.

c) Während der verschiedenen
Phasen der Verlagerung und so-
lange sich das Kulturgut im Ge-
biet eines anderen Staates befin-
det, ist es beschlagnahmefrei
und es kann darüber weder vom
Hinterleger noch vom Verwahrer
verfügt werden. Jedoch kann der
Verwahrer das Kulturgut, wenn
es dessen Sicherheit erfordert,
mit Zustimmung des Hinterle-
gers in das Gebiet eines dritten
Landes unter den in diesem Ar-

turgut verlagert werden soll, die
Bestimmungen dieses Artikels
annimmt.

Artikel 19
Besetztes Gebiet

In allen Fällen, in denen eine
Hohe Vertragspartei, die das
Gebiet einer anderen Hohen
Vertragspartei besetzt hält, Kul-
turgut in einen an anderer Stel-
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2. Unbeschadet einer etwa mög-
lichen deutlicheren Kennzeich-
nung ist das Kennzeichen im
Falle eines bewaffneten Kon-
flikts und in den Artikeln 12
und 13 der Konvention erwähn-
ten Fällen auf den Transport-
fahrzeugen so anzubringen, daß
es bei Tageslicht aus der Luft
ebenso wie vom Boden aus
deutlich erkennbar ist.

Das Kennzeichen muß vom Bo-
den aus sichtbar sein

a) in regelmäßigen Abständen,
die ausreichend klar den Um-
kreis des unter Sonderschutz
stehendne Denkmalortes erken-
nen lassen;

b) am Zugang zu sonstigen un-
ter Sonderschutz stehendem un-
beweglichen Kulturgut.

Artikel 21
Kennzeichnung von Perso-

nen

1. Die in Artikel 17 Absatz 2 b)
und c) der Konvention bezeich-
neten Personen können eine
von den zuständigen Behörden
ausgegebene und abgestempelte
Armbinde mit dem Erken-
nungszeichen tragen.

2. Diese Personen haben eine
besondere mit dem Erken-
nungszeichen versehene Iden-
titätskarte bei sich zu führen.
Diese Karte muß mindestens

le innerhalb dieses Gebiets gele-
genen Bergungsort verlagert,
ohne in der Lage zu sein, das in
Artikel 17 dieser Ausführungs-
bestimmungen geregelte Verfah-
ren zu befolgen, gilt die in Be-
tracht kommende Verlagerung
nicht als unrechtmäßige Aneig-
nung im Sinne des Artikels 4
der Konvention, sofern der Ge-
neralkommissar für Kulturgut
nach Befragung des ordentli-
chen Verwaltungspersonals
schriftlich bestätigt, daß diese
Verlagerung durch die Umstän-
de geboten war.

KAPITEL IV

Das Kennzeichen

Artikel 20
Anbringung des Kennzei-

chens

1. Die Anbringung des Kenn-
zeichens und der Grad seiner
Sichtbarkeit liegen im Ermes-
sen der zuständigen Behörden
jeder Hohen Vertragspartei. Es
kann auf Flaggen oder Arm-
binden gezeigt werden; es kann
auf einen Gegenstand aufge-
malt oder in jeder anderen ge-
eigneten Form dargestellt wer-
den.
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den Familien- und Vornamen,
das Geburtsdatum, den Titel
oder Rang und die Funktion
des Inhabers angeben. Die Kar-
te muß ein Lichtbild des Inha-
bers und dessen Unterschrift
oder Fingerabdrücke oder bei-
des enthalten. Sie muß den
Stempel der zuständigen Behör-
den in Prägedruck tragen.

3. Jede Hohe Vertragspartei
stellt ihre eigenen Identitätskar-
ten aus, wobei sie sich nach
dem diesen Ausführungsbestim-
mungen beispielsweise ange-
führten Muster richtet. Die Ho-
hen Vertragsparteien tauschen
jeweils einen Vordruck des von
Ihnen verwendeten Musters
aus. Die Identitätskarten sind
möglichst jeweils in mindestens
zwei Ausfertigungen auszustel-
len, wovon die eine von der aus-
stellenden Macht aufbewahrt
wird.

4. Den erwähnten Personen
darf die Identitätskarte oder das
Recht zum Tragen der Armbin-
de nicht ohne berechtigten
Grund entzogen werden.
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Die Hohen Vertragsparteien
sind wie folgt übereingekom-
men:

I.
1. Jede Hohe Vertragspartei ver-
pflichtet sich, die Ausfuhr von
Kulturgut im Sinne von Artikel
1 der am 14. Mai 1954 in Den
Haag unterzeichneten Konven-
tion zum Schutz von Kulturgut
bei bewaffneten Konflikten aus
dem von ihr während eines be-
waffneten Konflikts besetzten
Gebiete zu verhindern.

2. Jede Hohe Vertragspartei ver-
pflichtet sich, Kulturgut, das
mittelbar oder unmittelbar
aus einem besetzten Gebiet in
ihr Gebiet eingeführt wird, in
Gewahrsam zu nehmen. Dies
hat entweder von Amts wegen
bei der Einfuhr des Kulturguts
zu erfolgen, oder, falls dies
nicht geschehen ist, auf Verlan-
gen der Behörden des betreffen-
den besetzten Gebiets.

3. Jede Hohe Vertragspartei ver-
pflichtet sich, bei Beendigung
der Feindseligkeiten auf ihrem
Gebiet befindliches Kulturgut
den zuständigen Behörden des
früher besetzten Gebiets
zurückzugeben, sofern dieses

Gut unter Verletzung des in Zif-
fer 1 dieses Protokolls niederge-
legten Grundsatzes ausgeführt
worden ist. In keinem Fall darf
solches Gut für Reparations-
zwecke zurückgehalten werden.

4. Die Hohe Vertragspartei, die
verpflichtet war, die Ausfuhr
von Kulturgut aus dem von ihr
besetzten Gebiet zu verhindern,
hat den gutgläubigen Besitzer
von Kulturgut, das gemäß der
vorstehenden Ziffer dieses Pro-
tokolls zurückzugeben ist, zu
entschädigen.

II.
5. Kulturgut aus dem Gebiet ei-
ner Hohen Vertragspartei, das
von dieser in dem Gebiet einer
anderen Hohen Vertragspartei
deponiert wurde, um es gegen
die Gefahren eines bewaffneten
Konflikts zu schützen, ist von
dieser nach Beendigung der
Feindseligkeiten an die zustän-
dige Behörde des Herkunftsge-
bietes zurückzugeben.

III.
6. Dieses Protokoll trägt das Da-
tum des 14. Mai 1954 und liegt
bis zum 31. Dezember 1954 für
alle zu der vom 21. April bis 14.
Mai 1954 abgehaltenen Haager

Protokoll
(Übersetzung)
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Konferenz eingeladenen Staaten
zur Unterzeichnung auf.

7.a) Dieses Protokoll bedarf der
Ratifikation durch die Unter-
zeichnerstaaten nach Maßgabe
ihrer eigenen verfassungsmäßi-
gen Verfahren.

b) Die Ratifikationsurkunden
sind beim Generaldirektor der
Organisation der Vereinten Na-
tionen für Erziehung, Wissen-
schaft und Kultur zu hinterlegen.

8. Vom Zeitpunkt seines In-
krafttretens an steht dieses Pro-
tokoll allen Staaten zum Beitritt
offen, die in Ziffer 6 erwähnt
sind und nicht unterzeichnet
haben, sowie allen anderen
Staaten, die von dem Exekuti-
vrat der Organisation der Ver-
einten Nationen für Erziehung,
Wissenschaft und Kultur zum
Beitritt eingeladen werden. Der
Beitritt erfolgt durch Hinterle-
gung einer Beitrittsurkunde
beim Generaldirektor der Orga-
nisation der Vereinten Nationen
für Erziehung, Wissenschaft
und Kultur.

9. Die in den Ziffern 6 und 8
genannten Staaten können bei
der Unterzeichnung, der Ratifi-
kation oder dem Beitritt eine
Erklärung abgeben, nach der sie
entweder durch die Bestimmun-
gen in Abschnitt I oder die Be-
stimmungen in Abschnitt II die-
ses Protokolls nicht gebunden
sind.

10. a) Dieses Protokoll tritt drei
Monate nach Hinterlegung von
fünf Ratifikationsurkunden in
Kraft.

b) Späterhin tritt es für jede Ho-
he Vertragspartei drei Monate
nach Hinterlegung ihrer Ratifi-
kations- oder Beitrittsurkunde
in Kraft.

c) Tritt die in Artikel 18 und 19
der in Den Haag am 14. Mai
1954 unterzeichneten Konventi-
on zum Schutz von Kulturgut
bei bewaffneten Konflikten vor-
gesehene Lage ein, so werden
die vor oder nach Beginn der
Feindseligkeiten oder der Beset-
zung hinterlegten Ratifikations-
oder Beitrittsurkunden der an
dem Konflikt beteiligten Partei-
en sofort wirksam. In diesen
Fällen macht der Generaldirek-
tor der Organisation der Verein-
ten Nationen für Erziehung,
Wissenschaft und Kultur auf
dem schnellsten Wege die in
Ziffer 14 vorgesehenen Mittei-
lungen.

11. a) Jeder Staat, der mit In-
krafttreten dieses Protokolls Ver-
tragspartei wird, hat binnen
sechs Monaten alle erforderli-
chen Maßnahmen zu treffen,
um seine wirksame Durch-
führung zu gewährleisten.

b) Für diejenigen Staaten, die
ihre Ratifikations- oder Beitritts-
urkunden nach dem Inkrafttre-
ten des Protokolls hinterlegen,

50
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beträgt die Frist sechs Monate,
vom Tage der Hinterlegung der
Ratifikations- oder Beitrittsur-
kunde an gerechnet.

12. Jede der Hohen Vertragspar-
teien kann bei der Ratifizierung
oder beim Beitritt oder zu je-
dem späteren Zeitpunkt durch
Notifikation an den Generaldi-
rektor der Organisation der Ver-
einten Nationen für Erziehung,
Wissenschaft und Kultur er-
klären, daß dieses Protokoll sich
auf alle oder einige der Gebiete
erstreckt, deren internationale
Beziehungen sie wahrnimmt.
Diese Notifikation wird drei
Monate nach dem Tage ihres
Eingangs wirksam.

13. a) Jede der Hohen Vertrags-
parteien kann dieses Protokoll
für sich selbst oder für Gebiete,
deren internationale Beziehun-
gen sie wahrnimmt, kündigen. 

b) Die Kündigung hat durch
schriftliche Erklärung zu erfol-
gen, die beim Generaldirektor
der Organisation der Vereinten
Nationen für Erziehung, Wis-
senschaft und Kultur zu hinter-
legen ist.

c) Die Kündigung wird ein Jahr
nach der Kündigungsurkunde
wirksam. Ist jedoch die kündi-
gende Partei beim Ablauf dieser
Frist in einen bewaffneten Kon-
flikt verwickelt, so wird die
Kündigung erst nach Beendi-
gung der Feindseligkeiten oder

nach Abschluß der Rück-
führung des Kulturguts wirk-
sam, je nachdem, welcher Zeit-
punkt der spätere ist.

14. Der Generaldirektor der Or-
ganisation der Vereinten Natio-
nen für Erziehung, Wissen-
schaft und Kultur benachrich-
tigt die in den Ziffern 6 und 8
bezeichneten Staaten und die
Vereinten Nationen von der
Hinterlegung aller in Ziffer 7, 8
und 15 vorgesehenen Ratifikati-
ons- und Beitrittsurkunden
oder Annahmeerklärungen so-
wie von den in Ziffer 12 und 13
vorgesehenen Notifikationen
und Kündigungen.

15. a) Dieses Protokoll kann ab-
geändert werden, wenn die
Abänderung von mehr als ei-
nem Drittel der Hohen Ver-
tragsparteien verlangt wird.

b) Zu diesem Zweck hat der Ge-
neraldirektor der Organisation
der Vereinten Nationen für Er-
ziehung, Wissenschaft und Kul-
tur eine Konferenz einzuberu-
fen.

c) Abänderungen dieses Proto-
kolls treten erst in Kraft, wenn
sie von den auf der Konferenz
vertretenen Hohen Vertragspar-
teien einstimmig beschlossen
und von allen Hohen Vertrags-
parteien angenommen worden
sind.
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Auch der Limburger Dom ist schutzwürdiges Kulturgut.
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d) Die Annahme von Abände-
rungen dieses Protokolls, die
vor der in Absatz b) und c) er-
wähnten Konferenz durch die
Hohen Vertragsparteien be-
schlossen worden sind, erfolgt
durch Hinterlegung einer förm-
lichen Erklärung beim General-
direktor der Organisation der
Vereinten Nationen für Erzie-
hung, Wissenschaft und Kultur.

e) Nach dem Inkrafttreten von
Abänderungen dieses Protokolls
steht nur der so abgeänderte
Text des Protokolls zur Ratifika-
tion oder zum Beitritt offen.

Gemäß Artikel 102 der Satzung
der Vereinten Nationen wird
dieses Protokoll auf Ersuchen
des Generaldirektors der Orga-
nisation der Vereinten Nationen
für Erziehung, Wissenschaft
und Kultur beim Sekretariat der
Vereinten Nationen eingetragen.

Zu Urkund dessen  
haben die ordnungsgemäß be-
vollmächtigten Unterzeichneten
dieses Protokoll unterschrieben.

Geschehen  
zu Den Haag, am 14. Mai 1954,
in englischer, französischer, rus-
sischer und spanischer Sprache,
wobei alle vier Texte in gleicher
Weise maßgeblich sind, in ei-
nem einzigen Exemplar, das in
den Archiven der Organisation
der Vereinten Nationen für Er-
ziehung, Wissenschaft und Kul-
tur hinterlegt wird; beglaubigte

Ausfertigungen desselben wer-
den allen in den Ziffern 6 und 8
bezeichneten Staaten sowie den
Vereinten Nationen übermittelt.

Kulturguttext_2005.qxp  11.05.2005  15:16  Seite 53



54

Kulturguttext_2005.qxp  11.05.2005  15:16  Seite 54



55

Stand: März 2002

Der Konvention zum Schutz von Kulturgut bei bewaffneten Kon-
flikten vom 14. Mai 1954 sind folgende Staaten beigetreten:

Datum der 
Hinterlegung
bei der Unesco

Ägypten 17. August 1955
Albanien 20. Dezember 1960
Argentinien 22. März 1989
Armenien 05. September 1993
Aserbaidschan 20. September 1993
Australien 19. September 1984
Belgien 16. September 1960
Bosnien und Herzegowina 12. Juli 1993
Burma (Myanmar) 10. Februar 1956
Brasilien 12. September 1958
Bulgarien 07. August 1956
Bundesrepublik Deutschland 11. August 1967
Costa Rica 03. Juni 1998
Dominikanische Republik 05. Januar 1960
Ecuador 02. Oktober 1956
Elfenbeinküste 24. Januar 1980
El Salvador 19. Juli2001
Estland 04. April 1995
Finnland 16. September 1994
Frankreich 07. Juni 1957
Gabun 04. Dezember 1961
Georgien 04. November 1992
Ghana 25. Juli 1960
Griechenland 09. Februar 1981
Guatemala 02. Oktober 1985
Guinea 20. September 1960
Heiliger Stuhl/Vatikan 24. Februar 1958
Indien 16. Juni 1958
Indonesien 10. Januar 1967
Irak 21. Dezember 1967
Iran 22. Juni 1959
Israel 03. Oktober 1957
Italien 09. Mai 1958
Jemen 06. Februar 1970
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Jordanien 02. Oktober 1957
Jugoslawien 13. Februar 1956
Kambodscha 04. April 1962
Kamerun 12. Oktober 1961
Kanada 11. Dezember 1998
Kasachstan 14. März 1997
Katar 31. Juli 1973
Kirgistan 03. Juli 1995
Kolumbien 18. Juni 1998
Kongo 18. Juli 1961
Kroatien 06. Juli 1992
Kuba 26. November 1957
Kuwait 06. Juli 1969
Libanon 01. Juni 1960
Libyen 19. November 1957
Liechtenstein 28. April 1960
Litauen 27. Juli 1998
Luxemburg 29. September 1961
Madagaskar 03. November 1961
Malaysia 12. Dezember 1960
Mali 18. Mai 1961
Marokko 30. August 1968
Mazedonien 30.April 1997
Mexiko 07. Mai 1956
Moldavien 09. Dezember 1999
Monaco 10. Dezember 1957
Mongolei 04. November 1964
Nicaragua 25. November 1959
Niederlande 14. Oktober 1958
Niger 06. Dezember 1976
Nigeria 05. Juni 1961
Norwegen 1 19. September 1961
Obervolta (Burkina Faso) 18. Dezember 1969
Österreich 25. März 1964
Oman 26. Oktober 1977
Pakistan 27. März 1959
Panama 17. Juli 1962
Peru 21. Juli 1989
Polen 06. August 1956
Ruanda 28. Dezember 200
Rumänien 21. März 1958
San Marino 09. Februar 1956
Saudi-Arabien 20. Januar 1971
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Schweden 22. Januar 1985
Schweiz 15. Mai 1962
Senegal 17. Januar 1987
Simbabwe 09. Juni 1998
Slowakei 31. März 1993
Slowenien 05. November 1992
Sowjetunion 04. Januar 1957
Spanien 07. Juli 1960
Sudan 23. Juli 1970
Südjemen 06. Februar 1970
Syrien 06. März 1958
Tadschikistan 28. August 1992
Tansania 23. September 1971
Thailand 02. Mai 1958
Tschechische Republik 26. März 1993
Tunesien 28. Januar 1981
Türkei 15. Dezember 1965
Ukraine SSR 06. Februar 1957
Ungarn 17. Mai 1956
Uruguay 24. September 1999
Usbekistan 21. Februar1996
Volksrepublik China 05. Januar 2000
Weißrußland SSR 07. Mai 1957
Zaire 18. April 1961
Zypern 09. September 1964

1 Norwegen hat bei Hinterlegung der Ratifikationsurkunde folgen-
de Erklärung abgegeben: „Die Rückgabe von Kulturgut nach Teil I
und II des Protokolls kann erst nach Ablauf einer Frist von 20 Jah-
ren nach dem Zeitpunkt verlangt werden, zu dem das betreffende
Kulturgut in die Hände eines gutgläubigen Besitzers gelangt ist.“
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Als eine Antwort auf die neuen
Bedrohungen nach dem 11.
September 2001  wurde am 1.
Mai 2004 das Bundesamt für
Bevölkerungsschutz und  Kata-
strophenhilfe errichtet. 
Mit diesem Amt besitzt die
Bundesrepublik Deutschland
nun ein zentrales Organisations-
element für die Zivile Sicher-
heit. Neu ist, dass das Bundes-
amt für Bevölkerungsschutz
und Katastrophenhilfe alle Be-
reiche der Zivilen Sicherheits-
vorsorge fachübergreifend
berücksichtigt und zu einem
wirksamen Schutzsystem für die
Bevölkerung und ihre Lebens-
grundlagen verknüpft. Somit ist
es nicht nur Fachbehörde des
BMI, sondern berät und unter-
stützt kompetent auch die an-
deren Bundes- und Landes-
behörden bei der Erfüllung ih-
rer Aufgaben.

Damit gibt es jetzt eine zentra-
le Behörde 

•zur Erfüllung der Aufgaben
des Bundes im Bevölkerungs-
schutz und zur Koordinierung

der internationalen Zusam-
menarbeit , 

•für die Erarbeitung bundes-
weiter und sektoraler Risiko-
analysen, Gefährdungskataster
und Krisenabwehrplanungen
sowie der Koordinierung der
zivil-militärisch-polizeilichen
Zusammenarbeit, 

•zur konzeptionellen Planung
und interdisziplinären Koordi-
nierung des Schutzes kriti-
scher Infrastrukturen,

•für das bundesweite Informa-
tions-, Kommunikations- und
Resourcenmanagement im
Schadensfall,

•zur Koordinierung der  tech-
nisch-wissenschaftlichen For-
schung im Bevölkerungs-
schutz sowie des Schutzes der
Bevölkerung vor Massenver-
nichtungswaffen,

•zur bedrohungsgerechten Aus-
bildung von Führungskräften
der oberen und obersten Ver-
waltungsebenen im Bevölke-
rungsschutz,

•für die nationale Koordinie-
rung  des europäischen Inte-
grationsprozesses im Bereich
der Zivilen Sicherheitsvorsor-
ge 
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